
Monarchie 

Die Verfassung und 
der Großherzog 

Auch wenn jene Verfassungsartikel, die für Luxemburg die monarchische Staatsform festhalten, 
nicht zur Revision anstehen, stellen sich in bezug auf die Stellung des Großherzogs im Luxemburger 
Staatswesen eine Reihe fundamentaler Fragen. forum setzt daher seine Reihe über die laufende 
Verfassungsreform innerhalb dieses Dossiers fort mit einem Beitrag über dieses wenig diskutierte 
Kapitel Luxemburger Verfassungs wirklichkeit. 

Früher, zur Zeit des Absolutismus. etwa 
als König Ludwig XIV. über Frank- 
reich Iierrchte, war alles viel einfacher. 
Darnals hatte der König einfach alles zu 
sageil: Er rnachte die Gesetze. er sorgte 
fiir ihre Ausführ~ing, er bestrafte, wer ein 
Gesetz zu übertreten wagte. In anderen 
Worten er iibte die drei Staatsgewalten 
aus: Exekutive. Legislative und Judika- 
tive. Gaiiz so  einfach war es in Wirklich- 
keit z\var auch wieder nicht, den11 die 
Historiker betonen seit etlichen Jahren 
die Gegengewalten. die auch zu Zeiten 
eines absoluten Herrscliers wie Ludwig 
XIV. seine Macht de filcto wirklich ein- 
schränkte~~.  Aber das Scherna stiinint. 

Der Großherzog - ein 
absoluter Monarch? 
Reste dieses Absolutismus sind auch 
noch ir i  der Luxeriib~irgei- Verfassung 
zu erkennen, die 1868 wohl die reak- 
tionlire Verfass~ing von 1856 ersetzte. 
deren Bestimnl~irigeil aber keiiles~vegs 
alle abscliaflie. Besonders de~itlich wird 
das. u.enri inan die Stellung des GroBIier- 
zogs in der (heutigen) Verfassung analy- 
siert. 

Gleicli die Artikel 3-8 sind ihrn gewid- 
met. Artikel 4 sagt a~isdrücklich: „Die 
Person des Grol.ilierzogs ist unverletr- 
lich." I11111 kann also niernarid (reclitlicli 
gesehen) etwas arihaben. Wenri er init 
8 0  kin/li d~ i rch  die Ortschaft fährt, muss 
der diensttuende Polizist strarnin steheii. 

ihn gebührenpflichtig verwarnen darf er 
nicht. Er braucht sich nie vor irgend- 
einem Gericht zu veraritworten. Nach 
dein Kapitel I1 über die Grundrechte der 
Bürger folgt ein weiteres Kapitel über die 
Prärogativen des GrorJlierzogs, bevor die 
anderen Staatsorgane aufgezählt und ihre 
Aufgaben präzisiert werden. S o  heil3t 
es erst in Artikel 5 1: .,Das Großherzog- 
tum Luxeinburg ist eine parlamentari- 
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sclie Deinokratie." Wohl hiell es schon 
in Artikel 32. seit 1919. die Staatsge- 
walt liege bei der Nation. doch gleich 
anschliel.iend wird präzisiert. der Groß- 
herzog iibe sie aus. Er übt die exek~itivc 
Gewalt aus (Art. 331, er richtet Geset- 
zesvorschläge an die Abgeordneterikain- 
nier (Art. 47). er billigt ~ i n d  verküntlct 
die Gesetze (Ast. 34), er erliilit die Aus- 
führungsbestirriinungen zu den Gesetzen 
(Art. 36). er schlicllt die iiitcriiatioiialcn 
Vertrage ab (Art. 37). er ernenrit z ~ i  
den Zivil- ~ i n d  Militäriiinterii (Art. 35) 
sowie die Richter (Art. 90) .  er liisst 
Miinzen priigen (Art. 39). er verleiht 
Adelstitel (Art. 40)  sowie Zivil- L I I I C ~  

Militärorden (Art. 41). Gerichtsui.teile 
werden ii i  seineiii Namen verkiindct (Ast. 
49) und er übt das Begnadig~iligsi-ecllt 
aus (Art. 38). Dem Großherrog steht 
das Oberkominaildo über die Luxein- 
burger Arniec zu: er erkliiri clcn Kricg 
lind seine Beendigung (Art.  37). Er kann 
das Parlament aiiflösen (Art. 73): bis 
1998 durfte er es für einer1 Monat ver- 
tagen. Der Grol3herzog ernerint auch die 
Mitglieder des Staatsrats (Gesetz voin 
8.2.1961 ). desseii einflussreiche Mitbvir- 
kung an der Gesetzgebuiig bekannt ist. 

Diese Auflistung diirfte de~itlich rniichen. 
dass der Großherzog wie zur Zeit (Ir\ 
Absolutism~is an den drei St~iiitsgewnl- 
ten beteiligt ist: Die Exekutive übt es 
allein aus (Art. 33). ari der 1,cgislntive 
ist er beteiligt durch sein Vorsclilags- 
recht und sein Sanktionsrecht (iri Luuern- 
burg tragen Gesetze daher nicht das 
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Datum ihres Votums im Parlament, son- 
dern das Datum der großherzoglichen 
Untersclirift) sowie durch sein Recht. 
die Kammer aufzulösen. Iin Bereich der 
Judikative ernennt er die Richter ~ i n d  
kann ihre Urteile durch Begnadigung 
abinilderii oder außer Kraft setzen. Man 
kann schon verstehen, dass vor etlichen 
Jahren eine UNO-Kommission angeblich 
Luxemburg aufgrund seiner Verfassung 
unter die Diktaturen einreihen wollte. 
Dabei braucht hier nicht einmal das Voll- 
machtengesetz aiigesprochen zu werden, 
mit dem die Regierung sich jährlich voin 
Parlament Sondervollmachten für poten- 
tielle Kriseilfälle erteilen lässt. 

Die gestutzten Flügel des 

er keine anderen Befugnisse hat, als jene, 
die ihrn von der Verfassung zuerkannt 
werden. Erst seit 1998 definiert Artikel 
33 seine eigentliche Rolle (die bis dahin 
diffus und somit pote~itiell omnipotent 
war): Er  ist Staatsoberhaupt, symbolisiert 
die Einheit des Staates und ist Garant der 
nationalen Unabhängigkeit. Die Identi- 
fizierung des Staatsoberhaupts mit dem 
Land - in Zeiten auswärtiger Annexions- 
gelüste wie im 19. und zu Aiifang des 
20. Jahrhunderts sicher nicht unwichtig - 
wird also erst heute koristitutionell fest- 
geschrieben. Artikel 33 wiederholt nocli- 
nials, dass er sich bei der Ausübung der 
exekutiven Gewalt an Verfassung und 
Gesetze halten inuss. Von Allmacht ist 
also keine Rede mehr. 

eine gewisse Garantie besteht, dass er 
nichts Unbedachtes unterschreibt. Das 
gilt selbst fiir das Begnadigungsreclit i i i~d 
seit 1989 auch bei .privaten' 0rdensvt:r- 
leihungen. Die wuhrhaft starke Stellung 
hat also gernäß Luxemburger Verfass~ing 
die Regierung, ohrie tieren Gcgenzeicli- 
nung eine großhcrzogliche Verfügung 
ohne Wirkung bleibt. Allerdings ist 
jeweils die Mitwirkung des Großher- 
zogs zwingend vorgeschrieben (was das 
Verfassungsgericht noch vor kurrern in 
Erinnerung gerufen hat: darauf ist iin 
Rahiiien der fo~.i/nr-Serie zur Verfas- 
sungsreforin zurückzukoininen). Die 
Freiheit der Regierung bei der Aus- 
führung der Gesetze ist nur clurcli die 
Bestiniinuiig eingeschränkt, dass jedes 
.arr6t6 grand-ducal' dem Gesetz entsnre- .. 

Großherzogs Die Exekutive chen muss, das es  ausführen soll; kein 

Ganz so schliinm ist es ja aber bekannt- Gesetz kann also mittels ,~irrEt6' ~ibge-  

lich nicht hierzulande. Die aufgezählten Wie in jeder konstitutionellen Monar- ändert oder außer Kraft gesetzt \~,er&n 

Bestimmungen werden nämlich durch chie hat der Großherzog die ausführende (Art. 36). Diese Konfbrniitiit von AL(.;- 

andere Bestimmungen eingescliräiikt, die Gewalt inne. Dabei muss er sich nicht führungserlass und Gesetz kaili1 dell 

systeriiatisch aber iminer erit als Ein- nur an Verfassung und Gesetze halte11 Gerichte11 übe~-priift wercieii (Art. 95). 

schränkung zuiu eben zitierten Grundsatz (Art. 33).  Laut Artikel 76 inuss er min- 

formiiliert sind und nicht als eigenstän- destens drei Regierungsmitglieder ernen- 

diges Priiizip. nen; die Anzahl der Minister steht aber in Die Legislative 
seinem Ermessen. Diese sind denn auch ~ ~ ~ i k ~ l 5  1 definiert das ~~~d aucli a l s  

Wenn der Großherzog die Staatsgewalt verantwortlich (Art. 78) und müssen jede lamentarische ~ ~ ~ ~ k ~ ~ ~ i ~  und ~ ~ ~ i k ~ l  
ausübt. so muss er das gemäl3 der Verfas- Verfügung des Großherzogs gegenzeich- 46 hült fest, das:, die (vorn ~ ~ ~ ) f i h ~ ~ ~ ~ ) ~  zLi 
sung und den Gesetzen des Landes tun. nen (Art. 45), so dass trotz Unverletz- prolnu~gierel l~ei l )  ceselze der ~ ~ ~ ~ ~ i ~ ~ .  
Artikel 33 sagt sogar arisdrücklicli, dass lichkeit des Großherzogs (Art. 4) doch mung der ~bgeor~i le ter l~aI1l I , le r  bedür- 

Sen. Der Großherzog kann die Kaminer 

Diia Muc.llr in1 Stucirc zrriil i1ri.e R~,/~r.i;sci~tariori - Rr.tyici.lrrig ~ i ~ i d  :~rkiii?fii,yer. Sttrut.sc~li<~f: aufliisen, inLias dann aber ini~erlialh driii 

Plloro: SIP Monaten Neuwahlen arisscl~reiberi (Ai.[. 
7 3 ) .  Er schließt zwar die internutioiialcii 
Verträge ab. de fiicto t~r t  es also die 
Regier~ing, aber la~i t  Verfassurig bediir- 
feil sie der Zustiiiim~ing durch das Parla- 
iiieni (Art. 37). Auch Kriegserklär~ingcri 
bcdiirfen der Zustiinniuiig der Abgcortl- 
netenkaniiiier (Art. 37). ~ L I C I I  \vciin die 
Regieruiig (las i i r i  K«so\,o-Koiiflikt ..ver- 
gessen" hatte. Weiiii Artikel 35 den1 
Großherzog das Recht \,orbeliiilt Staat\- 
beariite (und Offiziere) /LI ei-iieniieii. so 
verbietet der anschließciide Sn17 ihiri, 
ohne vorheriges Gesetz Stnaisl'r~~iktioricii 
zu schaffen. E5 bleibt aller<liiigs die T a -  
sacht.  tl:i\s der Grol.>>her/og jcties \,oiii 
Parlaineilt gcstirn~nte Geset/ durcli sci i~e 
Unterschril't hilligei~ und i i i  Kraf't sctrcn 
ni~rss: d;tzu l1;11 CI. drei Moiiatc Zcit. Dic 
legislative Gewalt ist also z\\~cif'elsl'st:i 
geteilt z u  ischen Stn~itscliel' uiitl Pnrla- 
nient. Durch das vetorecht in1 lcgii- 
lativen Proress. ist die Aufgabe des 
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Gtoßherzogs auch nicht allein repra- 
4entativer Alt. wie noch l\urzlich Alex 
Bodry (LSAP) iin cl L e t x h ~ l e ~  gel Ltrlici 
(25 2 2000) tcl-irieb. 

Seit dem Scl-iulgesetz von 1912, das 
Großherzogin Marie-Adelheid zunächst 
abgelehnt hatte, ist allerdings kein Fall 
bekannt, dass ein GroUherzog von seinen1 
Vorrecht Gebrauch gemacht Iiätte, ein 
Gesetz abzulehnen. Diese Staatschefin 
hatte 1916 auch die Kammer aufgelöst, 
weil sie keine dort mehrheitsfähige 
Regierung gutheißen wollte. Die Frage 
bleibt offen und dürfte wohl nie eine 
Klärung finden. o b  es  nicht Großherzo- 
gin Charlotte in Person war, die 1937 der 
Regierung bzw. der Abgeordnetenmehr- 
heit das Referendum über das Maulkorb- 
gesetz aufzwang. nachdem das Gesetz 
an sich ja eine parlamentarische Mehr- 
heit gefunden hatte. Von ihr unterschrie- 
ben wurde es närnlicli nie. Nicht nur 
die legendäre Diskretion der sukzes- 
siven Luxeinburger Staatsoberhäupter, 
sondern ihr ureigenes Interesse brachte 
sie seit den Fauxpas der Marie-Adel- 
heid dazu, ihre konstitutionellen Rechte 
eher eng auszulegen. Obschon etwa an 
der religiös-moralischen Einstellung des 
Luxemburger Herrscherhauses genauso 
wenig Zweifel bestehen kann wie an 
jener des verstorbenen belgischen Königs 
Baudouin. verweigerte sich Großherzog 
Jean z .  B. nicht, als es 1978 darum ging, 
das Gesetz zur bedingten Straffreiheit 
der Abtreibung zu unterschreiben. 

Die Verfassungsnorm an 
die Verfassungswirklichkeit 
anpassen 
Die Frage stellt sich natürlich, ob im 
2 1. Jahrhundert die oben beschriebene 
Stellung des Großherzogs noch Berech- 
tigung hat. Die - legitime - Frage nach 
Vor- und Nachteilen der Monarchie bzw. 
der Republik soll an dieser Stelle nicht 
gestellt werden, wohl aber die nach 
der Ausgestaltung der konstitutionellen 
Monarchie. oder genauer nach der Stel- 
lung des Monarchen im Luxemburger 
Staatsgefiige. An welche Tabus solches 
Fragen rührt, zeigte allerdings noch im 
Mai 1999 die Abgeordnetenkammer als 
sie fast die ganze Verfassung zur Revi- 
sion freigab. außer den Artikeln, die die 
inonarchiscl-ie Staatsform festscl-ireiben. 

Die aktuelle Diskrepanz zwischen Ver- 
fassungsnorrn und Verfassungs\virklich- 
keit ist in. E. nämlich  ing gesund. In eiiier 
Diskussionsrunde bei RTL-T616 Letze- 
buerg ( 1  6.1.2000) meinte die Abgeord- 
nete der Grünen Renke Wagener, es sei 
zumindest widersprüchlich. weiin man 
die Monarchie akzeptiert, solange sie 
diskret sei und nicht von il-ireii Präro- 
gativen Gebrauch mache, aber in Frage 
stelle. falls sie - wie bei Actelheid - ihre 
konstitutionellen Rechte voll ausnutzen 
wolle. 

Es sind jedoch nicht nur staotsphilo- 
sopl-iische Überlegungen, die zu einer 
Revisioii der konstitutionellen Rolle des 
Monarchen in Luxemburg führen soll- 
ten. Die Frage muss z. B. gestellt werden. 
o b  das Prinzip der Un\,erletzlichkeit des 
Großherzogs (Art. 4) init den Regeln des 
neugeschaffenen Internationalen Straf- 
gerichtshofs vereinbar ist. Wenn Pino- 
chet trotz eigener Ai~inestierung einein 
internationalen Haftbefehl ausgesetzt ist, 
wieso soll es der Großherzog von Luxern- 
burg dann nicht sein? Sicher gilt die Ver- 
antwortlichkeit der Regierung, doch auch 
ein Staatsoberhaupt ist nur ein Mensch 
und theoretisch fehlbar. 

Gleichstellung der 
Geschlechter an der Spitze 
des Staates 
Auch die Frage der Gleichheit der 
Geschlechter verlangt inöglicherweise 
eine Verfassungsrevision. In Luxemburg 
gilt aufgrund des Nassauer Farnilienpakts 
von 1783 das Recht der mäniilichen Pri- 
mogenitur, d. h. Nachfolger des Groß- 
herzogs wird sein ältester Sohn; und nur 
wenn er keine männlichen Nacl-ikon-imen 
hat, kann die älteste Tochter Großlierzo- 
gin werden. Dieser Pakt wird in Artikel 
3 der Verfassung in aller Form gebilligt, 
dürfte aber kauin noch mit dem heuti- 
gen Empfinden in bezug auf die Gleich- 
stellung der Geschlechter zu vereinen 
sein. Noch am 19.1.2000 inusste Frau- 
enministerin Marie-Josee Jacobs dem 
UNO-Begleitkomitee zur interiiationa- 
len Konvention gegen die Diskriminie- 
rung der Frau mitteilen, dass es  allein 
dem Großherzog zusteht, die Thronfolge 
iin Großherzogtum Luxemburg neu zu 
regeln. „Le Coinite a manifeste son 
incoinprkhension i I'kgard du inaintien 

de la clause clli pacte de fainille de 
ILI Maison de Nassau reglni-it la trans- 
i~iissioi-i hkr6ditaire de la Couronne du 
Grand-Duchk". heiBt es  iin diesbeziigli- 
chen Konini~iniqui dei- Regierurig. Sie 
hatte schon ein paarmal aiigekündigt, 
die großlierz»gliche Familie sei LLI einer 
Revision der Nachfolgercgel~~rigg bereit. 
Bislang ist aber i-iichts Konkretes in dieser 
Richtung an die Offentlichkcit gedrun- 
gen. Leider war im Mai I999 die Mehr- 
heit in der Abgeordnetenkaniiner iioch 
nicht bereit. ituch Artikel 3 der Vcrfas- 
sung zur Revision freizugeben, der die 
Nachfolgeregelting dein Nassauer Fanii- 
lienpakt iiberläßt. Vielleicht wird aber in 
naher Zukunft der Druck auf die Abge- 
ordneten steigen, dass sie a ~ i c h  diesen 
Artikel ändern ~ i n d  soiiveräri die Ttiron- 
folge unabhängig voin Geschlecht 
festlegen. ohne Rücksicht auf eine Fanii- 
lienübereinkunft, die den Staat eigentlich 
nicht binden sollte. 

Darüber hinaus stellt sich tlie Fragc, 
W;I~LIIII ein Gesetz der Zutimn-iung durch 
den Großherzog bedarf. Ist das Volk 
bzw. seine Vertretuiig im Parlanient nicl-it 
mündig? Sollte inan die Rechte des Groß- 
herzogs nicht dezidiert auf die A L I S Ü ~ L I I - ~ ~  
der exekutivei-i Gewalt beschränken'? 
Jedes Relikt einer Verrniscl-i~~ng der 
Gewalten wäre somit unterbunden. Der 
Staatsrat hätte im selben Sinn iinbedingt 
eine demokratische Legitimation nötig 
(vgl. fOr.uni Nr. 192/1999). 

Vor allem bei der exekutiven Gewalt 
sollte inan die Frage aufwerfen, waruni 
iiian noch Scl-ieiii und Wirklichkeit trennt, 
d. h. warum die Verfassung den Schein 
bewahren will. als habe der Großherzog 
die ausführende Gewalt inne, während de 
facto die Regierung sie ausübt. Waruin 
soll man dem Großherzog koiistitiitio- 
nelle Prärogativen belassen, auf die er 
aus historischer Erfiihrung längst ver- 
zichtet hat, uin sein Amt aus jedem poli- 
tischen Meinungsstreit herauszul-ialten? 
Sollte man also nicht in der Verfassung 
überall dort den Großherzog durch die 
Regierung ersetzen, wo es um politische 
Entscheidungen geht: beiin Erlass voii 
Ausführui-igsbestiininui7gen zu Gesetzen. 
beim Abschluss internationaler Verträge, 
beirn Oberkoininando über die Arinee 
und den Kriegserklärungen, bei der 
Ernennung von Staatsbeamten. ... Die 
Frage der Münzprägung I-i~it sich niittler- 
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weile auf europiischer Ebene voii selbst 
gelöst. 

Modellfall Schweden? 
Dass der schwedische König i i i  seinem 
Land weriiger populär wäre als der 
Luxemburger Groliherzog kann man 
nicht behaupten. Trotzdem ist seine Stel- 
lung in der schwedischen Verfassung eine 
ganz andere. Diese nimmt den Gr~ind-  
satz. dass die Souveränität beim Volk 
liegt, viel ernster und leitet daraus den 
Autbau des Staate? und die Rolle des 
Monarchen ab. Vielleicht eiii Modell. 
das man angesichts der Forderung nach 
inelir Detnokratie und Mitbestimmung 
des Volkes (vgl. t o ~ . i i r ~ i  Nr. 19311 999) 
näher uriter die Lupe nehiiien solltc. 

In Schwede11 kommt dein König seit 
der Verfassurigsreform voii 1973 eine 
rein repriisentative Rolle zu. Wälireiid 

Artikel 1 der Verlassung festhiilt, dass 
in Schweden alle Staatsgewalt vom Volk 
~iusgeht, spricht erst Kapitel 5 voru 
Staatsoberhaupt, dessen Rechte und 
Ptlichten überhaupt nicht in der Ver- 
fassung erwähnt werden! Nicht einmal 
bei der Regierungsbilduilg hat der König 
ein Wörtchen mitzurederi. Nicht der 
König, soiidern der Parlainentspräsideiit. 
im Naineii des Volkes, sorgt für die Bil- 
durig einer iieuen Regierung; der König 
sitzt zu dieseln AiilaR nur einer Son- 
dersitzuiig des Miiiisterrats vor. Eiii(e) 
Prinz(essin) von Geblüt darf nicht eiiirrial 
heiraten ohiie Zustiinmung der Regie- 
rung. Seit 1980 ist das älteste Kind gleicli 
welchen Geschlechts Thronfolger. In der 
Armee kotnmt dem König zwar derhöch- 
ste Dienstgrad in den drei Streitkräften 
zu, doch er ist iiur ihr Elirenkoininandaiit. 
Wie in Luxemburg vertritt er allerdings 
cieii Staat nach aulien und empfängt und 
entseiidet Botschafter. was aber weder 

dort iiocli hier iri der Vcrla\s~ing tcjtge- 
llallell 1\1. 

Ein Referendum alle 
hundert Jahre? 
Der Großherzog von Luxemburg geiiiefit 
im Gegensatz zu den meisten Herrscher- 

. 'iuserri (a~ ißer  den1 helgischen) tien Vor- 
teil. dass das Volk sich I919 bei eineni 
Referendum selbst furdie Aufrechterhal- 
tung der Monarchie n~isgesprochcii hat. 
Waruiii sollte inan derartige Volksbef'ra- 
gungen nicht regelni313ig wiederholen'? 
Von der konkreten verfa\suiigsreclitli- 
cheii Ausgestaltung der Moiiarcliie wal. 
beim Referenduni von 19 19 allerdings 
keine Rede. Auch ohne die Rep~iblik ein- 
zufiilireii. bleibt viel Gcitultuiigsspicl- 
raum für eine Neudel'iiiition der Rollc 
des Moiiarclien nach dcinohr:itiscli(cr)eri 
Grundsätzen. Demokratie erstarrt ZLIX. 

Interesselosigkeit. \veiiii man sie nicht 
lveitel-entwickelt. 

111.p. 
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